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Artikel 6 Organe 
 
Organe des Verbandes sind 
die Verbandsversammlung, 
der Verwaltungsrat und 
die oder der Verbandsvorsitzende. 
 
 
Artikel 7 Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Landrätinnen und Landräten der Kreise sowie 
aus den Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeistern und Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern der Städte mit mehr als 25 000 Einwohnern im Verbandsgebiet sowie aus 
weiteren Vertreterinnen und Vertretern. Die Landrätinnen und Landräte sowie die 
Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister und Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
werden im Falle der Verhinderung durch ihre allgemeinen Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
vertreten; für jeder weitere Vertreterin und jeden weiteren Vertreter ist mindestens eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen. Jedes Mitglied der Verbandsversammlung 
hat eine Stimme. 
 
(2) Die weiteren Vertreterinnen und Vertreter und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
werden von den Wahlorganen der Landkreise und der Städte und Gemeinden im 
Verbandsgebiet mit über 25 000 Einwohnern innerhalb von drei Monaten ab Beginn der 
Amtszeit ihrer Mitglieder auf die Dauer der Wahlperiode gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder 
der Verbandsversammlung beginnt mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Zeitraum 
folgt, in dem die Wahl durchzuführen ist. Die Amtszeit endet mit Ablauf des Monats, in dem die 
Wahlen der weiteren Vertreterinnen und Vertreter stattfinden. Bis zum Zusammentreten der 
neu gebildeten Verbandsversammlung führt die bisherige Verbandsversammlung die Ge-
schäfte weiter. 
 
(3) Für je 25 000 Einwohner entsenden die Wahlorgane eine Vertreterin oder einen Vertreter, 
für eine Resteinwohnerzahl von mehr als 10 000 Einwohnern eine weitere Vertreterin oder 
einen weiteren Vertreter. Auf die Zahl der Vertreter eines Landkreises werden die Landrätin 
oder der Landrat angerechnet, auf die Zahl der Vertreter einer Stadt oder Gemeinde die 
Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister oder die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister. Die Zahl der zu wählenden weiteren Vertreterinnen und Vertreter wird jeweils 
rechtzeitig vor der Wahl von der Verbandsdirektorin oder dem Verbandsdirektor festgestellt 
und dem Wahlorgan mitgeteilt. 

(4) Wählbar in die Verbandsversammlung ist, wer am Wahltag die Wählbarkeit in die 
entsprechende Vertretung nach dem jeweiligen Landesplanungsgesetz besitzt. 

(5) Weitere Vertreterinnen und Vertreter können nicht sein: 

1. Beamtinnen, Beamte und Angestellte des Verbands und 
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2.  leitende Beamtinnen, leitende Beamte und leitende Angestellte der in Artikel 15 
genannten Behörden, die unmittelbar mit der Ausübung der Aufsicht befasst sind. 

 
(6) Aus der Verbandsversammlung scheiden die weiteren Vertreterinnen und Vertreter aus, die 
die Wählbarkeit verlieren oder bei denen im Laufe der Amtszeit ein Hinderungsgrund entsteht. 
Die jeweiligen Bestimmungen der Gemeindeordnungen und der Landkreisordnungen der 
vertragschließenden Länder über das Ausscheiden aus einem wichtigen Grunde bleiben 
unberührt. Die Verbandsversammlung stellt fest, ob eine dieser Voraussetzungen gegeben ist. 
Ergibt sich nachträglich, dass eine oder ein in die Verbandsversammlung Gewählte oder 
Gewählter im Zeitpunkt der Wahl nicht wählbar war, ist dies von der Verbandsversammlung 
festzustellen. 
(7) Tritt eine Gewählte oder ein Gewählter nicht in die Verbandsversammlung ein oder 
scheidet sie oder er im Laufe der Amtszeit aus oder wird festgestellt, dass sie oder er nicht 
wählbar war, rückt die Bewerberin oder der Bewerber nach, die oder der bei der Feststellung 
des Wahlergebnisses als nächste/r Ersatzvertreterin oder Ersatzvertreter festgestellt worden 
ist. 

(8) Zu den Sitzungen der Verbandsversammlung sind die zuständigen oberen und höheren 
sowie die obersten Landesplanungsbehörden der vertragschließenden Länder einzuladen. 
Ihren Vertretern ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 
 
 
Artikel 8 Wahl der weiteren Vertreterinnen oder Vertreter 
 
(1) Die weiteren Vertreterinnen und Vertreter sowie ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
werden auf Grund von Wahlvorschlägen gewählt. Jedes Mitglied der Wahlorgane kann einen 
Wahlvorschlag einreichen. Die Wahlvorschläge können doppelt soviel Namen enthalten, wie 
weitere Vertreterinnen und weitere Vertreter hieraus gewählt werden können. Mit dem 
Wahlvorschlag ist eine unterschriftliche Erklärung jeder Bewerberin oder jedes Bewerbers 
einzureichen, dass sie oder er der Aufnahme in den Wahlvorschlag zugestimmt hat. Eine 
Bewerberin oder ein Bewerber darf sich nicht in mehrere Wahlvorschläge aufnehmen lassen. 

(2) Über die Zulassung der Wahlvorschläge entscheidet das jeweilige Wahlorgan. Dieses stellt 
auch das Wahlergebnis fest. 

 
(3) Die auf Grund der Wahlvorschläge der Mitglieder der Wahlorgane zu wählenden weiteren 
Vertreterinnen oder Vertreter werden nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter Bindung 
an die Wahlvorschläge gewählt. Die Sitze werden auf die Wahlvorschläge nach dem 
d'Hondtschen System verteilt. Wird von den Mitgliedern der Wahlorgane nur ein gültiger oder 
kein Wahlvorschlag eingereicht, findet Mehrheitswahl ohne Bindung an die vorgeschlagenen 
Bewerberinnen und Bewerber statt. 
 
 
 

 6



 
 
(4) Bei Verhältniswahl hat jedes stimmberechtigte Mitglied der Wahlorgane eine Stimme, bei 
Mehrheitswahl so viel Stimmen, wie Mitglieder zu wählen sind. Für die Verteilung der Sitze auf 
die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber eines jeden Wahlvorschlags ist die Reihenfolge 
der Benennung im Wahlvorschlag maßgebend; die nicht gewählten Bewerberinnen und 
Bewerber sind in der Reihenfolge der Benennung Ersatzleute für die weiteren Vertreterinnen 
und weiteren Vertreter ihres Wahlvorschlags. Bei Mehrheitswahl sind die Bewerberinnen und 
Bewerber mit den höchsten Stimmzahlen in der Reihenfolge dieser Zahlen gewählt; die nicht 
gewählten Bewerberinnen und Bewerber sind in der Reihenfolge der von ihnen erreichten 
Stimmenzahl Ersatzleute. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
 
 
Artikel 9 Verwaltungsrat 
 
Die Verbandsversammlung bildet einen Verwaltungsrat. Näheres regelt die Verbandssatzung. 
 
 
Artikel 10 Ausschüsse 
 
Die Verbandsversammlung kann durch Verbandssatzung beschließende und durch Beschluss 
beratende Ausschüsse bilden. 
 
 
Artikel 11 Verbandsvorsitzende oder Verbandsvorsitzender 
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte die Verbandsvorsitzende oder den 
Verbandsvorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. Näheres 
regelt die Verbandssatzung. 
 
(2) Die oder der Verbandsvorsitzende vertritt den Verband, leitet die Verbandsverwaltung und 
erledigt die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Die oder der Verbandsvorsitzende ist 
ehrenamtlich tätig. 
 
 
Artikel 12 Verbandsdirektorin oder Verbandsdirektor 
 
(1) Die Verbandsdirektorin oder der Verbandsdirektor wird von der Verbandsversammlung als 
Beamtin oder als Beamter auf Zeit gewählt. Die Amtszeit beträgt acht Jahre. 
 
(2) Die Verbandsdirektorin oder der Verbandsdirektor vertritt die Verbandsvorsitzende oder 
den Verbandsvorsitzenden ständig, ausgenommen im Vorsitz der Verbandsversammlung. 
 
Artikel 13 Raumordnungskommission 
 
(1) Die vertragschließenden Länder bilden eine Raumordnungskommission aus Vertretern der 
obersten Landesplanungsbehörden. In der Kommission hat jedes Land eine Stimme. Die 
Hinzuziehung von Sachverständigen ohne Stimmrecht ist zulässig. Die Kommission beschließt 
einstimmig. 
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